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Berlin, 20. Juni 05 

Rossmann fordert CDU und FDP auf: Hände 
weg von der Gewerbesteuer für die Kommunen 

Die Jahresabschlüsse der schleswig-holsteinischen 

Kommunen für 2004 zeigen die positiven Folgen der 

Gemeindefinanzreform aus dem Jahr 2003. Der 

Kreis Pinneberger SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. 

Ernst Dieter Rossmann hierzu: „Die Quelle der Ge-

werbesteuer sprudelt wieder für die Kommunen. Die 

Gewerbesteueranteile, die bei den Kommunen blei-

ben, sind in Deutschland von 15,2 Mrd. Euro im Jahr 

2003 auf 20,6 Mrd. Euro im Jahr 2004 um mehr als 

ein Drittel gestiegen. Das haben wir durch mehrere 

Gesetzesänderungen erreicht, die von der CDU/CSU 

und der FDP im Bundesrat hart umkämpft wurden.“ 

Insgesamt erhöhten sich die kommunalen Steuer-

einnahmen im Jahr 2004 gegenüber dem Jahr 2003 

um knapp zehn Prozent auf 52 Mrd. Euro. Zurückzu-

führen ist diese positive Entwicklung nach Auffas-
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sung des Abgeordneten auf drei Maßnahmen: So hat 

es nicht nur eine drastische Senkung der Gewerbe-

steuerumlage gegeben, die die Kommunen an Bund 

und Länder abführen müssen, sondern auch Ände-

rungen im Steuerrecht, wie z.B. die Mindestgewinn-

besteuerung, nach der große Unternehmen nicht 

mehr komplett ihre Einnahmen mit Defiziten der Vor-

jahre verrechnen dürfen. Auch hat sich die Konjunk-

tur besser als prognostiziert entwickelt und geht es 

einer großen Zahl von Branchen wirtschaftlich aus-

gesprochen gut. 

Der Abgeordnete betont, dass mit einer weiteren 

Entlastung im Jahr 2005 fest zu rechnen sei. Steuer-

schätzungen prognostizieren bis zum Jahr 2008 eine 

deutlich bessere Entwicklung für die kommunalen 

Haushalte als für Bund und Länder und einen weite-

ren Abbau der Defizite. Rossmann: „Dies geht aber 

nur, wenn die Gewerbesteuer als kommunale Steu-

erquelle in der jetzigen Form erhalten bleibt. Die Plä-

ne von CDU und FDP, den Kommunen dieses In-

strument aus der Hand zu schlagen, bedroht die fi-

nanzielle Ausstattung der Kommunen.“ 

Auch aus Gründen der Wirtschaftsförderung hält der 

Abgeordnete ein Festhalten an der Gewerbesteuer 

für sinnvoll. Rossmann: „Das sichert Gewerbe- und 

Wirtschaftsnähe der Kommunen und sorgt dafür, 

dass die Fragen der Förderung von Wirtschaft und 

Wertschöpfung in der Kommunalpolitik ihren wichti-

gen Stellenwert behalten.“ 

 


